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Die SPD-Fraktion schiebt Missbrauch von 
Leiharbeit und Werkverträgen einen Riegel vor.

Klare Regeln gegen

Lohndumping

Fast eine Million Menschen waren 
im Jahr 2015 als Leiharbeitnehmer 
beschäftigt. Sie verdienen im Durch-
schnitt deutlich weniger als die Stamm-
belegschaft, haben schlechtere Arbeits-
bedingungen und weniger Rechte. In 
den letzten Jahren haben Arbeitgeber 
Leiharbeit verstärkt genutzt, um Lohn-
dumping zu betreiben. Es gibt Leihar-
beitnehmer, die bis zu zehn Jahre in 
demselben Entleih- bzw. Einsatzbetrieb 
arbeiten. Zunehmend werden auch 
Werkverträge missbraucht, um Leih-
arbeit zu umgehen. Dabei werden Ver-
träge zwischen zwei Unternehmen als 
Werkverträge bezeichnet, obwohl es 
sich eigentlich um Leiharbeit handelt.

Gleicher Lohn nach neun Monaten
Seit langem kämpft die SPD-Frakti-

on deshalb für klare Regeln, die diesen 
Missbrauch verhindern. Jetzt hat der 
Bundestag – nach langem Zögern von 
CDU und CSU – ein entsprechendes Ge-
setz beschlossen. 

Es führt die Instrumente Leiharbeit 
und Werkverträge wieder auf ihre ei-
gentlichen Zwecke zurück: Leiharbeit 
soll Unternehmen helfen, Auftrags-
spit zen abzuarbeiten und zeitlich be-
grenzte Personalengpässe zu über-
winden. Über Werkverträge sollen 
Leis tungen, die nicht vom Unterneh-
men selbst erbracht werden können, 
an ein anderes Unternehmen verge-
ben werden können. 

„Die Leiharbeit wird auch zukünftig 
die nötige Flexibilität für Auftragsspit-
zen oder Vertretungen bieten, der Ver-
drängung von Stammbelegschaften 
wird damit jedoch entgegengewirkt“, 
sagt die Erste Parlamentarische Ge-
schäftsführerin der SPD-Bundestags-
fraktion Christine Lambrecht. 

Konkret sieht das Gesetz vor, dass 
Leiharbeitnehmer nach neun Monaten 
für die gleiche Arbeit den gleichen Lohn 
erhalten müssen wie die Stammbeleg-
schaft (Equal Pay). Davon kann nur ab-
gewichen werden, wenn ein Branchen-
zuschlagstarif besteht. Zudem gilt eine 
Überlassungshöchstdauer von 18 Mo-
naten. Wenn sie überschritten wird, 
entsteht ein Arbeits verhältnis mit dem 
Entleihbetrieb. Auch hier gilt: Abwei-
chung nur auf Grundlage von Tarifver-
trägen oder Betriebsvereinbarungen. 
Zudem dürfen Leiharbeitnehmer nicht 
als Streikbrecher eingesetzt werden.

Für den Einsatz von Werkverträgen 
will die Koalition mehr Transparenz 
schaffen: Betriebsräte haben künftig 
das Recht, über Art und Umfang der 
vergebenen Aufgaben und die vertrag-
liche Ausgestaltung des Einsatzes von 
Fremdpersonal informiert zu werden. 
Auch können Scheinwerkverträge nicht 

mehr durch eine sogenannte Vorrats-
verleiherlaubnis nachträglich legiti-
miert werden. Zudem definiert der Ge-
setzentwurf klar, wann tatsächlich ein 
Werkvertrag und wann ein normales 
Arbeitsverhältnis vorliegt. Das schafft 
Rechtssicherheit.

Die neuen gesetzlichen Regelungen 
helfen verantwortungsvoll handelnden 
Unternehmen, deren Flexibilität nicht 
eingeschränkt wird. Sie richten sich 

vielmehr gegen die schwarzen Schafe, 
die die bisherigen Regeln missbraucht 
haben. 

Für die SPD-Bundestagsfraktion 
ist das Gesetz ein erster wichtiger 
Schritt zur Bekämpfung des Miss-
brauchs von Leiharbeit und Werkver-
trägen. Es tritt zum 1. April 2017 in 
Kraft. Die Höchst überlassungsdauer 
und Equal Pay gelten für Verleihzei-
ten ab diesem Datum. ■

Gleiche Arbeit, schlechtere Bedingungen: Leiharbeitnehmer werden oft deutlich schlechter gestellt als die Stammbelegschaft.
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So viel Leiharbeit war nie



2 // Wirtschaft
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Kooperationsverbot 
für Schulen fällt
Im Zuge der Einigung über die 
Bund-Länder-Finanzbeziehun-
gen konnten die Sozialdemokra-
ten eine wichtige langjährige 
Forderung durchsetzen: Der Ein-
stieg in das Ende des Kooperati-
onsverbots ist geschafft. Damit 
kann endlich auch der Bund in 
gute Schulen investieren und die 
Länder bei dringend nötigen In-
vestitionen in die Schulinfra-
struktur von strukturschwachen 
Kommunen unterstützen. 
Bislang ist ihm eine solche Koope-
ration mit den Ländern im Schul-
bereich untersagt. Mit der ver 
einbarten Grundgesetzänderung 
wird dieses Verbot nun aufge-
brochen. Für entsprechende In-
vestitionen stellt der Bund im 
ersten Schritt 3,5 Milliarden 
Euro bereit. Hierfür hat die SPD-
Bundestagsfraktion seit Jahren 
gekämpft. Denn für die Sozial-
demokraten ist klar: Moderne, 
gut ausgestattete Schulgebäude 
und Klassenräume und eine 
zeitgemäße IT-Ausstattung sind 
entscheidend für mehr Chan-
cengleichheit in der Bildung. ■ 

Antibiotika: Resis-
tenzen vermeiden
Antibiotika gehören zu den 
größten medizinischen Errun-
genschaften bei der Behandlung 
von bakteriellen Infektionen. 
Allerdings stellt die zuneh-
mende Entwicklung von Anti-
biotika-Resistenzen ein 
bedrohliches Problem dar. Es be-
steht das Risiko, dass bisher 
wirksame Medikamente gegen 
bakterielle Infektionen gar nicht 
mehr oder nur noch begrenzt 
helfen. Jede Anwendung bei 
Mensch oder Tier birgt das Ri-
siko einer Resistenzbildung.
Deshalb fordern die Fraktionen 
von SPD und CDU/CSU in einem 
gemeinsamen Antrag die 
Bundesregierung dazu auf, die 
Überwachungssysteme zum An-
tibiotika-Verbrauch zu stärken, 
die Qualität der Antibiotika-
Verordnungen zu verbessern 
und die Bevölkerung weiter für 
das Thema zu sensibilisieren. 
Daneben gilt es, einen einheitli-
chen Rechtsrahmen für ein um-
fassendes Hygiene-, 
Gesundheits- und Haltungsma-
nagement in der Tierhaltung zu 
entwickeln. ■

Wie sichern wir wirtschaftlichen 
Erfolg und sozialen Zusammenhalt für 
die Zukunft? Wo müssen wir investie-
ren? Darüber diskutierte die SPD-Frak-
tion Ende September mit Vertreterin-
nen und Vertretern von Unternehmen, 
Gewerkschaften und Wissenschaft bei 
ihrem Wirtschaftsempfang in Berlin. 

Die gute Nachricht verkündete SPD-
Fraktionsvize Hubertus Heil direkt am 
Anfang: Die deutsche Volkswirtschaft 
sei robust, die Beschäftigung so hoch 
wie noch nie seit der Wiedervereini-
gung, Bürgerinnen und Bürger seien 
zufrieden mit ihrer wirtschaftlichen 
Lage. Allerdings habe es auch lange 
nicht mehr so viel Verunsicherung und 
Angst vor der Zukunft gegeben wie 
heute. Verantwortliche Politik dürfe 
die Sorgen der Menschen nie ignorie-
ren, sagte Heil. Aber sie dürfe auch kei-
ne Ängste schüren. „Sie muss Lösun-
gen anbieten.“ Wie aber sehen die aus? 

„Wir brauchen Investitionen in die 
Wirtschaft und Infrastruktur, um auch 

Deutschland braucht Investitionen – in die Infrastruktur genauso 
wie in den sozialen Zusammenhalt. Das ist das Fazit des 5. Wirtschafts-
empfangs der SPD-Bundestagsfraktion.

Kein Erfolg ohne Investitionen

Hubertus Heil (r.) diskutiert mit Vertreterinnen und Vertretern von Unternehmen, Gewerk-

schaften, Verbänden und Wissenschaft.

morgen gut dazustehen. Wir brauchen 
aber auch Investitionen in den sozialen 
Zusammenhalt im Land.“ 

Bildung ist der Schlüssel
Die Gäste auf dem Podium waren 

sich einig: Ein Schlüssel liegt in der Bil-
dung und deren Infrastruktur. Es dürfe 
nicht sein, „dass Grundschüler in der 
Schule nicht auf die Toilette gehen wol-
len, weil sie zu dreckig sind“, brachte  
es Prof. Dr. Henrik Enderlein von der 
Hertie School of Governance auf den 
Punkt. „Deutschland ist zu lange auf 
Verschleiß gefahren“, sagte die Vorsit-
zende des ver.di Gewerkschaftsrates 
Monika Brandl. Von der Privatwirt-
schaft forderte sie Investitionen, die 
langfristig wirken und nicht auf kurz-
fristige Gewinne setzen. „Kunden und 
Beschäftigte müssen im Mittelpunkt 
stehen, nicht nur die Aktionäre.“ 

Geht es nach Bill McDermott, Vor-
standssprecher des deutschen Soft-
wareunternehmens SAP SE, müssen 

Deutschland und Europa vor allem 
in einem Bereich investieren: die Digi 
ta lisierung. Dabei seien Staat und 
die Privatwirtschaft gleichermaßen in 
der Verantwortung. SPD-Fraktionschef 
Thomas Oppermann sieht dafür gera-
de die Sozialdemokraten gut gerüstet. 

„Wir haben mit richtigen politischen 
Rahmenbedingungen dafür gesorgt, 
dass es Deutschland wirtschaftlich so 
gut geht.“ 

Die Gründe für Deutschlands wirt-
schaftliche Stärke waren auch Thema 
des Vortrags von Mariana Mazzucato, 
Professorin für Innovationsökonomie 
von der University of Sussex. Dazu ge-
hören aus ihrer Sicht eine geduldige 
öffentliche Wirtschaftsförderung und 
eine exzellente Grundlagenforschung 
mit guter Verbindung zur Wirtschaft. 
Außerdem habe Deutschland einen 
speziellen Typ von Kapitalismus, der 
dank starker Sozialpartnerschaft auf 
Verhandlungen und Teilhabe basiere 
und dadurch sehr gut funktioniere. ■

Thomas Oppermann mit Bill McDermott, 

Vorstandssprecher der SAP SE.

Rentenübergänge fl exibel gestalten
Beschäftigte sollen den Übergang 

in den Ruhestand selbstbestimmt 
gestalten können. Das ist das Ziel 
eines entsprechenden Gesetzes, das 
der Bundestag Ende Oktober be-
schlossen hat. 

„Wir wollen, dass Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer gesund und fit 
das Rentenalter erreichen und nicht 
wie bisher aus gesundheitlichen Grün-
den aus dem Arbeitsleben ausscheiden 
müssen, arbeitslos werden oder auf 
Erwerbsminderungsrente angewiesen 
sind“, sagt dazu die arbeits- und sozial-
politische Sprecherin der SPD-Fraktion 

Katja Mast. Künftig können Beschäftig-
te leichter vor Erreichen der Regelal-
tersgrenze eine Teilzeitarbeit durch ei-
ne Teilrente ergänzen. Zudem können 
Erwerbstätige bereits ab 50 Jahren zu-
sätzliche Beiträge zum Ausgleich von 
Abschlägen in die Rentenversicherung 
einzahlen. Das gibt ihnen fünf Jahre 
mehr Zeit, um Beiträge für einen frühe-
ren Rentenzugang aufzubringen. Ein 
Gesundheitscheck ab dem 45. Lebens-
jahr soll dazu führen, dass berufsbe-
dingte Belastungen und Krankheiten 
frühzeitig erkannt werden, die einer 
Fortführung der Beschäftigung bis zur 

Rente im Wege stehen könnten. Auch 
für Menschen, die gerne über ihre Re-
gelaltersgrenze hinaus arbeiten wollen, 
schafft das Gesetz neue Anreize. Sie 
können auf die Versicherungsfreiheit 
verzichten, um weitere Entgeltpunkte 
in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung zu erwerben.

Skeptisch sieht die SPD-Fraktion al-
lerdings die befristete Abschaffung der 
Arbeitgeberbeiträge zur Arbeitslosen-
versicherung für Beschäftigte jenseits 
der Regelaltersgrenze. Diese Maßnahme 
ist als Kompromiss mit dem Koalitions-
partner aufgenommen worden. ■

Meldungen



Die Lohnlücke zwischen Frauen und 
Männern bleibt in Deutschland seit Jahren 
fast konstant. 

QUELLE: STATISTISCHES BUNDESAMT 2016

2012 2013 2014 2015

22% 22% 22% 21%

Im Jahr 2015 verdienten Frauen durch-
schnittlich 16,20 Euro brutto pro Stunde. 
Das waren 21 Prozent weniger als 
Männer (20,59 Euro brutto pro Stunde).

16,20 €
20,59 €

 Lohngerechtigkeit // 3 

Editorial

Liebe Leserinnen und Leser,
Zeitarbeit hat in Deutschland eine 
lange Tradition und die ursprüngli-
che Idee, damit Personalengpässe 
abzufedern, war gut. Ohne Zweifel 
braucht die deutsche Wirtschaft 
auch heute flexible Arbeitsmarkt-
instrumente, um wettbewerbsfähig 
zu bleiben. Mit dem wachs enden 
Einsatz von Leiharbeit über Jahr-
zehnte ist der gesamte deutsche Ar-
beitsmarkt jedoch in eine Schieflage 
geraten, die viele Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer mit schlech-
ten Arbeitsbedingungen ab federn 
mussten. Mit dem Gesetz zur Ar-
beitnehmerüberlassung, das 2017 
in Kraft treten wird, beenden wir 
nun den Missbrauch.
Für über 900.000 Leiharbeitneh-
merinnen und Leiharbeitnehmer 
wird es künftig eindeutige Grund-
lagen für ihren Einsatz in Fremd-
firmen geben. Das ist ein 
Riesenerfolg. Wir wollen, dass gute 
Arbeit auch fair bezahlt wird. Des-
halb greift der Grundsatz des 
Equal Pay. Nach neun Monaten be-
kommen Leiharbeitnehmerinnen 
und Leiharbeitnehmer nun den 
gleichen Lohn wie die Stammbeleg-
schaft. Mit der Einführung der 
Überlassungshöchstdauer von 
18 Monaten und dem Verbot, Zeit-
arbeitnehmer als Streikbrecher 
einzusetzen, stärken wir die Arbeit-
nehmerrechte. Das ist wichtig für 
den sozialen Frieden im Betrieb. 
Wir setzen mit dem Gesetz Min-
deststandards. Wir wollen auch 
weiterhin die Sozialpartnerschaft 
stärken. Deswegen darf von Equal 
Pay und Überlassungshöchstdauer 
nur durch einen Tarifvertrag ab-
gewichen werden. Damit werden 
Spielräume geschaffen, damit 
 Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
 eigenständig neue Tarifverträge 
mit passgenauen Regeln aushan-
deln. Es wurde höchste Zeit, praxis-
taugliche Maßnahmen zu 
entwickeln, um Menschen vor pre-
kären Arbeitsbedingungen besser 
zu schützen. Am 21. Oktober 2016 
haben wir im Bundestag einen 
wichtigen Schritt hin zu mehr gu-
ter Arbeit getan. ■
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Frauen verdienen in Deutschland 
immer noch deutlich weniger als Män-
ner – im Durchschnitt 21 Prozent. 
Selbst wenn man herausrechnet, dass 
sie häufiger in Teilzeit und in Berufen 
mit geringen Verdiensten arbeiten so-
wie seltener in Führungspositionen 
aufsteigen, bleibt am Ende immer 
noch eine Lücke von durchschnittlich 
sieben Prozent. Das heißt: Wenn Frau-
en die gleiche Arbeit machen und die 
gleiche Qualifikation mitbringen, wer-
den sie nicht gleich bezahlt.

Die SPD-Bundestagsfraktion for-
dert schon seit Jahren ein Gesetz ge-
gen diese Ungerechtigkeit. Mehrere 
Monate hat die Union einen entspre-
chenden Gesetzentwurf von Bundes-
frauenministerin Manuela Schwesig 
blockiert. Jetzt hat sich der Koalitions-
ausschuss geeinigt. „Nach intensiven 
Verhandlungen ist es endlich gelun-
gen, die Blockadehaltung der Union 
aufzubrechen und die Eckpunkte für 
ein Lohngerechtigkeitsgesetz festzule-
gen“, sagt Sönke Rix, Sprecher der AG 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
der SPD-Fraktion.

Die zentralen Punkte des geplanten 
Gesetzes: In Betrieben mit mehr als 
200 Beschäftigten erhalten Angestellte 
einen individuellen Auskunftsanspruch, 
wie sie im Vergleich zu anderen bezahlt 
werden. Gehaltsunterschiede müs sen 
dokumentiert werden. Bei Firmen mit 
Tarifbindung soll es Aufgabe des Be-
triebsrates sein, die Auskunft für die 
Betroffenen einzuholen. Bei Betrieben 

Gleichstellung: Durchbruch

für mehr Lohngerechtigkeit
Mit einem Gesetz für Lohngerechtigkeit macht die SPD-Fraktion den 
nächsten Schritt für eine neue Ordnung auf dem Arbeitsmarkt.

ohne Tarifbindung können sich die Be-
schäftigten direkt an den Arbeitgeber 
wenden. Auch im öffentlichen Dienst 
haben die Beschäftigten einen entspre-
chenden Auskunftsanspruch. 

Damit bekommen mehr als 14 Mil-
lionen Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer ein Auskunftsrecht darüber, 
wie sie im Vergleich zu ihren Kollegin-
nen und Kollegen bezahlt werden.

Großer Schritt für Gerechtigkeit
Zudem sollen Unternehmen mit 

mindestens 500 Beschäftigten dazu 
aufgefordert werden, mindestens alle 
fünf Jahre ein betriebliches Prüfverfah-
ren zur Lohngleichheit durchzuführen. 
Lageberichtspflichtige Unternehmen 
(Kapitalgesellschaften) ab 500 Beschäf-
tigten müssen künftig regelmäßig über 

Maßnahmen zur Gleichstellung und 
zur Entgeltgleichheit im Unternehmen 
berichten. 

Bei den Gewerkschaften stößt das 
geplante Gesetz auf Zustimmung. „Der 
Gesetzentwurf ist ein erster wichtiger 
Schritt für mehr Lohngerechtigkeit 
und Transparenz“, sagt Christiane Ben-
ner, Zweite Vorsitzende der IG Metall. 
Jetzt gelte es, den Entwurf rasch in ein 
taugliches Gesetz zu gießen, denn un-
gleiche Bezahlung für gleichwertige 
Arbeit passe nicht mehr in die moder-
ne Arbeitswelt des 21. Jahrhunderts. 
Auch der DGB begrüßt, dass der Koali-
tionsausschuss den Weg für ein Gesetz 
frei gemacht hat. Die Regierung trage 
damit endlich das Thema Lohngerech-
tigkeit in die Betriebe und Dienststel-
len hinein. ■

Künftig gibt es für Frauen mehr Gerechtigkeit auf dem Arbeitsmarkt.

Deutliche Lohnlücke zwischen Frauen und Männern

Thomas Oppermann, Vorsitzender der 

SPD-Bundestagsfraktion 



4 // Im Gespräch

Trotz der guten wirtschaftli-
chen Lage erleben wir gerade in 
der Bevölkerung eine steigende 
Unzufriedenheit, vor allem gegen-
über der Politik, und ein Erstarken 
des rechten Randes. Wie passt das 
zusammen?

Es ist eine paradoxe Situation, das 
erlebe ich auch in zahlreichen Gesprä-
chen. Viele Menschen sind zufrieden 
und auch stolz auf die wirtschaftliche 
Lage unseres Landes, so wie sie heute 
ist. Gleichzeitig aber machen sie sich 
Sorgen um die Zukunft. Aus diesen 

Ängsten und Sorgen versuchen rechte 
Kräfte politisches Kapital zu schlagen. 
Es ist ein Geschäftsmodell der Angst, 
dem wir etwas entgegensetzen müssen. 
Nämlich realistische Lösungen, wie die 
Dinge besser werden können.  

Was sind das für Ängste und Sorgen, 
die die Menschen haben – und wie 
kann die Politik darauf reagieren?

Ich glaube, es ist eine Mischung aus 
verschiedenen Ängsten, die auch schon 
vor der Flüchtlingsbewegung da waren. 
Sie hat nochmal wie ein Katalysator ge-
wirkt. Wir erleben gerade, dass wir uns 
nicht von der Welt abkoppeln können. 
Weltweit gibt es zahlreiche Konflikte 
und Kriege, etwa in Syrien oder der 
Ukraine, zudem Terroranschläge mitten 
in Europa. Die Welt ist ein Stück weit 
aus den Fugen geraten. Deshalb müs-
sen wir unsere Möglichkeiten nutzen, 
mit einer vernünftigen Außen-, Frie-
dens- und Sicherheitspolitik Konflikte, 

die die Menschen in die Flucht treiben, 
entscheidend zu entschärfen. Hinzu 
kommen soziale Fragen, die es auch 
unabhängig von Flüchtlingen schon 
gegeben hat, etwa Wohnungspro bleme 
in großen Städten. Das Gleiche gilt für 
die Probleme in unserem Bildungssys-
tem, allen voran die sozialen Ungleich-
heiten. Sie rücken natürlich noch mehr 
ins öffentliche Bewusstsein, wenn wie 
allein bis 2015 etwa 325.000 Kinder 
und Jugendliche im schulpflichtigen 
Alter als Flüchtlinge dazukommen. 

Wie die Politik darauf reagieren 
muss, ist für uns Sozialdemokraten 
klar: Wir brauchen gerade in solchen 
Zeiten einen starken handlungsfähi-
gen Staat, auf den man sich verlassen 
kann. Wir brauchen jetzt einen Staat, 
der in Sicherheit, in Bildung und in 
 In frastruktur investiert und der sei-
nen Aufgaben gewachsen ist. Nämlich 
gute Chancen in diesem Land für alle 
zu sichern.

Fangen wir bei der Bildung an. 
In Deutschland entscheidet vor 
allem die Herkunft über die Bil-
dungschancen eines Kindes, nicht 
Talent oder Leistung. Warum ist 
das so?

Die Ursachen sind vielfältig: Wir ha-
ben soziale Schieflagen in der Einkom-
mens- und Vermögensverteilung. Wir 
haben ein Bildungssystem, das in vie-
len Bereichen nicht gut ausgestattet ist 
und zu wenig Personal und Zeit hat, 
um jedes Kind wirklich individuell 
bestmöglich zu fördern. Wir haben in 
Deutschland viel zu spät auf die frühe 
Förderung von Kindern gesetzt, und 
wir haben nach wie vor zu wenige 
Ganztagsschulplätze, vor allem bei 
Grundschülern. Und: Wir haben einen 
riesigen Investitionsstau was den Zu-
stand der Lernorte betrifft. Der Städte- 
und Gemeindebund sagt, dass jede 
zweite Schule sanierungsbedürftig ist. 
Die KfW spricht von einem Investi-
tionsstau von 34 Milliarden Euro. 

Das klingt vor allem nach einem 
Geldproblem. Wie löst man diesen 
Investitionsstau?

Das geht nur, wenn Bund, Länder 
und Kommunen an einem Strang ziehen 
können. Das war bisher nicht möglich 
wegen des Kooperationsverbotes, das 
heißt der Bund durfte sich nicht an der 
Finanzierung von Schulen beteiligen. 
Wir haben es jetzt mit der Einigung 

Wenig Arbeitslosigkeit, solides 
Wachstum und ausgeglichene 
Staatshaushalte – Deutschland 
geht es so gut wie lange nicht mehr. 
Warum ist das so?

Weil wir in Deutschland in der Ver-
gangenheit vieles richtig gemacht ha-
ben, etwa dass wir uns im Gegensatz 
zu anderen Ländern nicht aus unserer 
industriellen Fertigung verabschiedet 
haben. Heute haben wir eine starke In-
dustrie, wie es sie in keiner anderen 
Volkswirtschaft in Europa gibt. Dazu 
haben wir eine funktionierende Sozial-
partnerschaft, die gerade in schwieri-
gen Zeiten – zum Beispiel in der 
Finanzkrise – geholfen hat, einen Tsu-
nami am Arbeitsmarkt zu verhindern. 
Es gibt aber keinen Grund, die Hände 
in den Schoß zu legen. Wir müssen 
jetzt die Weichen stellen, damit wir 
auch in fünf oder zehn Jahren noch 
wirtschaftlichen und damit auch sozia-
len Erfolg in Deutschland haben.

Eine Gesellschaft, die sozial auseinanderfällt, bleibe unter ihren 
 Möglichkeiten, sagt der stellvertretende SPD-Fraktionsvorsitzende 
Hubertus Heil. Im Interview fordert er mehr Investitionen – vom 
Staat ebenso wie von der Privatwirtschaft.
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»Wir brauchen einen starken

Staat, der investiert«

„Wir haben in der 
Vergangenheit vieles 
richtig gemacht“

„Wir brauchen einen 
Staat, der seinen Auf-
gaben gewachsen ist“



der Bildung. Digitale Bildung ist ein 
Schlüssel der Zukunft, dafür müssen 
die Schulen in jeder Hinsicht ausge-
stattet sein, personell, fachlich, aber 
auch infrastrukturell. Außerdem müs-
sen wir in die berufliche Bildung inves-
tieren: Berufsschulen spielen eine 
zentrale Rolle für die wirtschaftliche 
Zukunft unseres Landes. Und last but 
not least: Wir brauchen mehr Ganz-
tagsschulen. Das alles gelingt nur ge-
meinsam. Wir schlagen dafür ein Pro-
gramm vor, das im nächsten Jahr 
startet und bis zum Jahr 2021 erheb-
lich dazu beiträgt, die Schulen zu sanie-
ren, zu modernisieren und den Bereich 
der Ganztagsschulen auszubauen.

Deutschland lebt, was öffentliche 
und private Investitionen angeht 
von der Substanz. Wo sehen Sie 
den größten Handlungsbedarf?

Die Universitäten Mannheim und 
Köln haben gerade in einer Studie im 
Auftrag des Bundeswirtschaftsminis-
teriums untersucht, wo sich Investitio-
nen volkswirtschaftlich und sozial am 
meisten lohnen. Das Ergebnis: Die 
höchste volkswirtschaftliche Rendite 
schaffen Investitionen in Kitas und 
Schulen. Der zweite Bereich ist der Be-
reich der physischen Infrastruktur, also 
Verkehrswege, aber auch Breitband-
netze. Dazu kommen Wissenschaft 
und Forschung. Das sind die drei 
Hauptbereiche, die die Öffentliche 
Hand, wenn auch nicht alleine, bear-
beiten muss. 

Die Mittel für staatliche Investi-
tionen wären da, der Staat erwirt-
schaftet derzeit Überschüsse. 
Warum ist die öffentliche Hand 
derzeit zurückhaltend?

Es stimmt, die Spielräume sind da. 
Es muss aber auch der politische Wille 
da sein, in solchen Zeiten zu investieren. 
Da gibt es in der Koalition unterschied-
liche Ansichten. Die SPD-Fraktion ist 
überzeugt: Wer morgen ernten will, 
muss heute sähen. Deshalb ist gerade 
jetzt die richtige Zeit, zu investieren. Da 
machen wir Druck, damit wir auch in 
dieser Legislaturperiode noch zu weite-
ren Fortschritten kommen.

Einen Investitionsstau gibt es auch 
auf Seiten der Privatwirtschaft. 
Wie können Investitionen von 
Unternehmen besser gefördert 
werden? 

Wir müssen vor allem kleine und 
mittelständische Unternehmen unter-
stützen, damit sie in ihre Innovations-
fähigkeit investieren. Denn diese Un-
ternehmen profitieren in der Regel 
nicht von großen Programmförderun-
gen der Öffentlichen Hand. Wir kön-
nen uns vorstellen, für sie einen For-
schungsbonus einzuführen. Das heißt, 
wenn kleine und mittelständische 
Unternehmen Forscherinnen und For-
scher einstellen, um Innovationen zu 
fördern, könnte der Staat sie steuerlich 

oder mit einem direkten Zuschuss un-
terstützen. Spielräume für Unterneh-
men ergeben sich auch, wenn wir un-
nötige Bürokratie gerade für Startups 
und kleinere Betriebe abbauen. Das 
kostet uns wenig, führt aber auf Unter-
nehmensseite zu einem großen Ertrag. 
Ansonsten muss die Politik die Rah-
menbedingungen dafür setzen, damit 
Unternehmen wieder stärker hierzu-
lande investieren. Denn deutsche Un-
ternehmen investieren viel Geld, aber 
leider zu wenig in Deutschland. 

Welche Rahmenbedingungen sind 
das konkret?

Aus unserer Sicht betrifft das vier 
Felder: Wir müssen die Fachkräfte basis 
sichern. Hier geht es um die Aus- und 
Weiterbildung genauso wie um Inves-
titionen in die Qualifikation von Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern. Außer-
dem müssen wir die In frastruktur 
sichern und ausbauen. Bei der Ver-
kehrsinfrastruktur wirken wir dem 
Substanzverlust bereits mit hohen In-
vestitionen entgegen, aber auch in 
 Sachen Breitbandausbau müssen wir 
mehr investieren. Zudem brauchen wir 
im Bereich Forschung und Entwick-
lung mehr öffentliche Investi tionen 
ebenso wie mehr Anreize für privat-
wirtschaftliche. Ganz wichtig für uns 
als Sozialdemokraten ist die Förderung 
und der Erhalt des sozialen Zusam-
menhalts: Eine Gesellschaft, die sozial 
auseinanderfällt, bleibt  unter ihren 
Möglichkeiten und nutzt ihre Poten-
ziale nicht. Wirtschaftlicher Erfolg und 
soziale Gerechtigkeit bedingen einan-
der. Umgekehrt ist soziale Sicherheit 
ohne wirtschaftlichen Erfolg nicht zu 
gewährleisten. Wir brauchen beides. ■

über die Bund-Länder-Finanzbeziehun-
gen geschafft, das zu durchbrechen. 
Damit kann der Bund den Kommunen 
auch kurzfristig mehr Geld zur Verfü-
gung zu stellen, um die Schulen erstmal 
in Ordnung zu bringen. Ich wünsche 
mir außerdem, dass wir Kommunen 
und Ländern dabei helfen, die schuli-
sche Sozialarbeit auszubauen, weil vie-
le Probleme eher im sozialen Verhalten 
und der Alltagsbewältigung begründet 
sind. Wir brauchen einen neuen Auf-
bruch in der Bildung. 

Wie soll diese Zusammenarbeit 
von Bund, Ländern und Kommu-
nen konkret aussehen?

Wir werden kurzfristig, noch vor der 
Bundestagswahl, zusätzlich 3,5 Milliar-
den Euro für die Bildungsinfrastruktur 
in den Kommunen bereitstellen, vor 
allem für finanzschwache Kommunen. 
Langfristig schlagen wir eine nationale 
Bildungsallianz vor. Dabei geht es ne-
ben der Sanierung von Schulen auch 
um Investitionen in die Digitalisierung 

„Bund, Länder und 
Kommunen müssen 
an einem Strang 
ziehen“

Zur Person

Hubertus Heil ist schon 1998 
zum ersten Mal in den Deut-
schen Bundestag gewählt wor-
den. Seitdem setzt er sich als 
direkt gewählter Abgeordneter 
seines Wahlkreises Gifhorn/
Peine dafür ein, dass „endlich 
alle Menschen in Deutschland 
gute und möglichst gleiche Le-
benschancen erhalten“. 

Seit 2009 ist der Politikwissen-
schaftler stellvertretender SPD-
Fraktionsvorsitzender und hier 
vor allem zuständig für die 
Themen Wirtschaft, Energie, 
Bildung und Forschung.

Von 2005 bis 2009 war Heil
zudem SPD-Generalsekretär. ■

„Deutsche Unternehmen investieren viel – 
aber leider zu wenig in Deutschland“

„Gerade jetzt ist die 
richtige Zeit für staat-
liche Investitionen“
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Hubertus Heil beim diesjährigen Wirtschaftsempfang der SPD-Bundestagsfraktion in Berlin.

www.spdfraktion.de



6 // Aktuelles

Maßnahme vereinbart, um Alleiner-
ziehende besser zu unterstützen. 

Nur die Hälfte erhält Unterhalt
Ein großes Problem für viele Allein-

erziehende ist, das sie keinen oder zu 
wenig Unterhalt für ihre Kinder erhal-
ten. Der Grund: Der andere Elternteil 
zieht sich aus der Verantwortung zu-
rück oder ist nicht in der Lage, den Un-
terhalt zu zahlen. Deshalb springt der 
Staat bei etwa der Hälfte der Alleiner-
ziehenden mit dem Unterhaltsvor-
schuss ein. Sie erhalten für Kinder bis 

In Deutschland gibt es 1,9 Millio-
nen alleinerziehende Eltern, 90 Prozent 
davon sind Mütter. Sie leisten enorm 
viel – für ihre Kinder und unsere Ge-
sellschaft. Und obwohl die meisten gut 
ausgebildet und viele auch erwerbstä-
tig sind, liegt ihr Armutsrisiko und das 
ihrer Kinder weit über dem von „Paar-
familien“. Die SPD-Bundestagsfraktion 
setzt sich daher seit Jahren dafür ein, 
sie stärker zu entlasten. Jetzt haben die 
Sozialdemokraten mit der Union und 
den Bundesländern mit der Auswei-
tung des Unterhaltsvorschusses eine 

FO
TO

S:
 ©

 S
.K

O
B

O
LD

 -
 F

O
TO

LI
A

.C
O

M
; 

H
EI

K
O

 B
A

RT
H

 -
 F

O
TO

LI
A

.C
O

M

Die SPD-Fraktion bringt weitere Entlastungen 
für Alleinerziehende auf den Weg.

Alleinerziehende

besser unterstützen

Geheimdienste: 
bessere Kontrolle
Vor anderthalb Jahren hat die 
SPD-Fraktion Eckpunkte für eine 
verbesserte parlamentarische 
Kontrolle der Nachrichtendienste 
vorgelegt. Diese Vorschläge setzt 
der Bundestag nun mit einem 
Gesetz „zur weiteren Fortent-
wicklung der parlamentarischen 
Kontrolle der Nachrichtendienste 
des Bundes“ um.  Mit dem Gesetz 
wird die parlamentarische Kont-
rolle der Nachrichtendienste des 
Bundes verstärkt und erweitert. 
So soll ein Ständiger Bevollmäch-
tigter im Auftrag des Parlamen-
tarischen Kontrollgremiums als 
dessen verlängerter Arm instal-
liert werden. Auch der Schutz von 
Whistleblowern in Behörden 
wird verbessert. ■

Weniger Bürokratie 
Mit einem Gesetzentwurf will 
die Koalition Bürokratie für Un-
ternehmen abbauen und ihren 
Verwaltungsaufwand um 360 
Millionen Euro pro Jahr reduzie-
ren. Profitieren sollen vor allem 
kleine Betriebe mit zwei bis drei 
Mitarbeitern. Sie unterliegen oft 
der ganzen Bandbreite an Form-
vorschriften, haben in der Regel 
aber keine Verwaltungsspezia-
listen. Über kürzere steuerliche 
Aufbewahrungsfristen von Lie-
ferscheinen und die Anhebung 
der Pauschalierungsgrenzen für 
Rechnungen über Kleinbeträge 
sollen sie entlastet werden. ■

90 Prozent der Alleinerziehenden in Deutschland sind Mütter.

zu fünf Jahren 145 Euro im Monat, ab 
dem sechsten Lebensjahr sind es 194 
Euro. Bislang aber nur bis zum zwölf-
ten Lebensjahr des Kindes und für die 
Dauer von maximal sechs Jahren. 

Nach den Plänen der Koalition soll 
sich das nun ändern. Künftig soll es 
den Unterhaltsvorschuss bis zum 18. 
Lebensjahr geben. Außerdem soll die 
Begrenzung der Bezugsdauer auf sechs 
Jahre wegfallen. Voraussetzung ist, 
dass die Kinder bei einem alleinerzie-
henden Elternteil leben und das ande-
re Elternteil keinen oder keinen regel-
mäßigen Unterhalt zahlt. 

Gleiche Chancen für alle Kinder
Bundesfamilienministerin Manue-

la Schwesig sagt dazu: „Wir müssen 
Alleinerziehende, die keinen Unterhalt 
vom Partner für die Kinder bekommen, 
besser unterstützen. Gleichzeitig müs-
sen wir dafür sorgen, dass der Unter-
halt konsequent von den nichtzahlen-
den Elternteilen zurückgefordert wird.“

Neben der Ausweitung des Unter-
haltsvorschusses plant die SPD-Bun-
destagsfraktion noch in dieser Legisla-
turperiode weitere Unterstützungen 
für Alleinerziehende und hat dazu An-
fang September entsprechende Forde-
rungen beschlossen. So soll es künftig 
einen pauschalen Umgangsmehrbe-
darf geben, wenn beide Elternteile SGB 
II-Leistungen beziehen. Außerdem soll 
ein Rechtsanspruch auf befristete Teil-
zeit geschaffen werden, nach der eine 
Rückkehr zur ursprünglichen Arbeits-
zeit möglich ist. Die Unterstützung 
müsse zielgerichtet dort ankommen, 
wo sie gebraucht werde, sagt SPD-Frak-
tionschef Thomas Oppermann. „Denn 
jedes Kind und jeder Jugendliche muss 
die gleiche Chance auf ein gutes Leben 
haben.“ ■

Steuervermeidung verhindern
Multinationale Konzerne wie 

Apple oder Amazon setzen Milliar-
den um, zahlen in der EU aber so 
gut wie keine Steuern – eine große 
Ungerechtigkeit. 

Die Gründe sind vielfältig:  Informa-
tionsdefizite der nationalen Steuerver-
waltungen, die unzureichende Abstim-
mung zwischen den Steuersystemen 
oder unfairer Steuerwettbewerb.

Die Sozialdemokraten wollen dieser 
Form von Dumping und Steuergestal-
tung einen Riegel vorschieben. Die Eu-
ropäische Union hat bereits die EU-
Amtshilferichtlinie geändert, um eine 
einheitliche Umsetzung verschiedener 
OECD-Maßnahmen durch die Mitglied-
staaten zu gewährleisten. 

Der Bundestag hat nun in erster 
Lesung einen Gesetzentwurf der Koali-
tion dazu beraten. Das Ziel: die Gestal-
tungsräume für schädliche Steuerge-

staltung internationaler Konzerne 
eindämmen. Künftig sollen dafür Steu-
erverwaltungen besser über die globale 
Aufteilung von Erträgen und die ent-
richteten Steuern international tätiger 
Unternehmen informiert werden und 
sich austauschen. 

Die deutschen Steuerbehörden wer-
den künftig nicht nur länderbezogene 
Berichte deutscher Konzerne erhalten, 
sondern auch die länderbezogenen Be-
richte großer ausländischer Konzerne, 
die in Deutschland durch Tochterge-
sellschaften oder Betriebstätten tätig 
sind. 

Zudem soll der automatische Infor-
mationsaustausch zwischen EU-Mit-
gliedstaaten auch Informationen zu 
grenzüberschreitenden Vorbescheiden 
und Vorabverständigungen über Ver-
rechnungspreise international verbun-
dener Unternehmen umfassen. ■

Die SPD-Fraktion hat Anfang 
September ein Beschlusspapier mit 
dem Titel „Öffentliche Sicherheit 
in Deutschland stärken“ verab-
schiedet. 

Zu einem umfassenden Sicherheits-
konzept gehören aus Sicht der Sozial-
demokraten eine gute finanzielle und 
materielle Ausstattung der Sicher-
heitsbehörden, effektive und kontinu-

ierliche Präventionsmaßnahmen und 
wirksame Konzepte für Bevölkerungs-
schutz und Katastrophenhilfe. 

Konkret wollen die Sozialdemokra-
ten die Polizei in Bund und Ländern um 
insgesamt 12.000 Stellen aufstocken 
und sie besser ausstatten. Zudem sol-
len die Befugnisse der Sicherheitsbe-
hörden für präventive Maßnahmen 
ausgeweitet werden. 

Grundsätzlich will die SPD-Fraktion 
alles rechtsstaatlich Gebotene tun, um 
die öffentliche Sicherheit zu verbes-
sern, ohne dabei in Aktionismus zu 
verfallen. Das heißt: sinnvolle Maß-
nahmen statt Scheindebatten über 
Burka-Verbote, die doppelte Staatsbür-
gerschaft oder den Einsatz der Bundes-
wehr im Innern. ■

Öffentliche Sicherheit stärken

Mehr Infos zu allen Themen: 

www.spdfraktion.de

Meldungen
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Aufstieg durch Bildung ermöglichen: Die SPD-Bundestagsfraktion will 
berufliche und akademische Bildung besser verzahnen.

Aufstiegschancen schaffen

Das sozialdemokratische Verspre-
chen, durch Bildung gesellschaftliche 
Teilhabe und beruflichen Erfolg zu er-
reichen, braucht neue Impulse. Soziale 
Herkunft, Bildungshintergrund und 
Geschlecht entscheiden in Deutsch-
land immer noch zu stark über den Bil-
dungsweg. Wie aber können wir das 
Bildungssystem verbessern? Die Pro-
jektgruppe „#NeueChancen – Wert-
schätzung für Bildung und Arbeit“ der 
SPD-Bundestagsfraktion hat sich dazu 
in den letzten Monaten intensiv mit 
Expertinnen und Experten aus Wissen-
schaft, Verbänden und Praxis sowie 
interessierten Bürgerinnen und Bür-
gern ausgetauscht. Mit dem ersten Be-
schlusspapier der Projektgruppe for-
dert die SPD-Fraktion ein Bündel an 
Maßnahmen, um die traditionelle 
Trennung von beruflicher und akade-
mischer Bildung in Deutschland zu 
überwinden

Chance auf Teilhabe für alle
Die Sozialdemokraten sind über-

zeugt: Das Bildungssystem der Zu-
kunft muss beide Bildungsbereiche 
gleich wertschätzen und zwischen ih-
nen gleichwertige Wege und Kombina-
tionen ermöglichen. Konkret schlägt 
die SPD-Fraktion in ihrem Beschlusspa-
pier deshalb vor, die Aufstiegsfortbil-
dung beruflich Qualifizierter zu einer 

höheren Berufsbildung auszubauen. 
„Mit einem Bundesprogramm Hoch-
schuleBerufBildung wollen wir beruf-
lich Qualifizierten passgenaue Ein-
stiege in akademische Bildung 
ermöglichen“, erklärt Oliver Kaczma-
rek, Leiter der Projektgruppe. Eine um-
fassende und ergebnisoffene Berufs- 
und Studienberatung solle junge 
Menschen zudem dazu ermuntern, 
unabhängig von Geschlecht und Her-
kunft die für sie richtige Bildungsent-
scheidung zu treffen.

Daneben will sich die SPD-Fraktion 
auch um diejenigen kümmern, die ge-

Pflege vor Ort 
stärken
Der Bundestag hat Ende Septem-
ber den Entwurf der Bundes-
regierung für ein drittes 
Pflegestärkungsgesetz (PSG III) 
in erster Lesung beraten. Das 
Gesetz soll insbesondere die Pfle-
geberatung in den Kommunen 
verbessern und besseren Schutz 
gegen betrügerische Pflegedienste 
gewährleisten. Dafür sollen die 
Kommunen für fünf Jahre das 
Recht bekommen, aus eigener 
 Initiative Pflegestützpunkte ein-
zurichten. Ebenso sollen in bis 
zu 60 Kreisen oder kreisfreien 
Städten für die Dauer von fünf 
Jahren Beratungsstellen als 
Modellprojekte eingerichtet wer-
den. Außerdem sollen sich Kom-
munen auch am Auf- und Ausbau 
der Angebote zur Unterstützung 
im Pflegealltag in Form von Per-
sonal- oder Sachmitteln beteiligen 
können. Als Folge von Betrugs-
fällen bei Pflegediensten soll die 
häusliche Krankenpflege stärker 
kontrolliert werden. Zudem wird 
mit dem Gesetz der neue Pflege-
bedürftigkeitsbegriff in allen So-
zialgesetzen verankert. ■

Blaulichtkonferenz
Die SPD-Fraktion möchte sich 
dauerhaft für die Stärkung des 
Bevölkerungsschutzes und der 
Katastrophenhilfe einsetzen 
und pflegt auf ihren „Blaulicht-
konferenzen“ den regelmäßigen 
Austausch mit Fachleuten, Be-
troffenen und den Hilfsorgani-
sationen. Anfang September 
haben die Sozialdemokraten un-
ter dem Motto „Herausforde-
rungen im Bevölkerungsschutz“ 
mit rund 300 Teilnehmern in 
Berlin diskutiert. „Wir wollen die 
Vertreterinnen und Vertreter 
der Hilfsorganisationen und die 
Fachleute, die Praktiker vor Ort, 
in einem offenen Dialog an der 
Erarbeitung unserer Konzepte 
beteiligen“, sagte Gerold Reichen-
bach, Berichterstatter für 
Bevölkerungsschutz und Katastro-
phenhilfe der SPD-Bundestags-
fraktion im Innenausschuss. Am 
Ende gehe es schließlich um den 
Schutz und die Sicherheit unserer 
Bürger und die Aufrechterhaltung 
unserer freien und offenen Gesell-
schaft, ergänzte die Parlamen-
tarische Geschäftsführerin der 
SPD-Bundestagsfraktion Christine 
Lambrecht. ■

Meldungen

Beruflich Qualifizierte sollen leichteren Zugang zur akademischen Bildung bekommen.

fährdet sind, von der Gesellschaft ab-
gehängt zu werden. „Wer keine Arbeit 
hat, bleibt ausgegrenzt. Wir wollen al-
len jungen Menschen die Chance zum 
Einstieg ins Erwerbsleben und zur ge-
sellschaftlichen Teilhabe geben. Des-
wegen muss auch die Ausbildungsga-
rantie umgesetzt werden“, betont 
Kaczmarek. Jugendlichen, die unver-
mittelt oder im Übergangssystem sind, 
werde dann ein Weg in Ausbildung 
aufgezeigt. Auch für junge Geflüchtete 
ist die Ausbildungsgarantie ein wichti-
ger Schritt zur Integration. ■

Neue Geschäftsmodelle entwickeln 
und damit gesellschaftliche Probleme 
lösen – das ist der Ansatz von sozialen 
Innovationen. Beispiele für soziale In-
novationen der Vergangenheit sind die 
Einführung der Sozialversicherung 
(1880) oder die Einrichtung von Hospi-
zen (1960er). Soziale Innovationen der 
jüngeren Zeit sind zum Beispiel Ar-
beitsformen wie Telearbeit oder Kons-
umformen wie Car-Sharing.

In einem Beschlusspapier – erarbei-
tet von der Projektgruppe #NeueErfol-
ge im Projekt Zukunft der SPD-
Bundestagsfraktion – machen die Sozi-
aldemokraten jetzt Vorschläge, wie die 
Politik mehr soziale Innovationen 
fördern kann. Es geht darum, neue 
Geschäftsmodelle, Verfahren und 
Lösungsstrategien für sämtliche ge-
sellschaftliche Bereiche zu entwickeln, 
von der Wirtschaft über das Arbeitsle-
ben bis hin zum Umweltschutz. Inno-

vationspolitik wird so zur Quer-
schnittspolitik. 

In den letzten Jahren hat sich vor 
allem in Großstädten eine junge, vitale 
Szene etabliert, die sozial orientiert ist 
und mit unternehmerischen Mitteln 
soziale Probleme löst – aber kaum 
staatliche Unterstützung bekommt. 

Social Startups stärker fördern

Die Sozialdemokraten wollen laut ih-
rem Beschlusspapier diese „Social Star-
tups“ im Rahmen der Gründungs- und 
Wachstumsförderung ebenso fördern 
wie „normale“ Startups. Das Ziel der 
SPD-Fraktion ist es, ein neues Mitein-
ander von traditionellen Wohlfahrtsor-
ganisationen und der neuen Bewegung 
von Sozialinnovatoren zu erreichen. 
Beide Formen könnten sich gut im So-
zialstaat ergänzen.

„Wir wollen zusätzlich den Aufbau 
entsprechender Gründerzentren und 
Inkubatoren für Sozialunternehmer 
mit einem speziellen Förderprogramm 
unterstützen“, betonen die zuständi-
gen Projektleiter Sabine Poschmann 
und Sören Bartol.

Die SPD-Fraktion will zudem die Be-
schaffungspotenziale der Öffentlichen 
Hand stärker nutzen und sieht dafür 
ein Potenzial von einem Prozent der Öf-
fentlichen Beschaffungen. ■

In Großstädten hat sich eine junge, vitale 

Szene von Social Startups entwickelt.

Mehr zum Projekt Zukunft unter 
spdfraktion.de/projekt-zukunft
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Weniger Fürsorge – mehr Teilhabe und Selbstbestimmung: 
Das Bundesteilhabegesetz soll die Inklusion weiter voranbringen. 

Mehr Selbstbestimmung für

Menschen mit Behinderung

Menschen mit Behinderung sollen 
ein selbstbestimmtes, eigenverantwort-
liches Leben führen können – so wie al-
le anderen auch. Das ist der Grundge-
danke von Inklusion. Und das ist das 
Ziel des Bundesteilhabegesetzes, das 
der Bundestag Ende September in erster 
Lesung beraten hat. Der Entwurf setzt 
die Behindertenrechtskonvention der 
Vereinten Nationen weiter um und ist 
gemäß dem Grundsatz „Nichts über 
uns ohne uns“ im engen Dialog mit Be-
troffenenorganisationen vom Bundes-
ministerium für Arbeit und Soziales er-
arbeitet worden.

Kern des Gesetzes ist, dass die Ein-
gliederungshilfe aus dem „Fürsorgesys-
tem“ der Sozialhilfe ausgegliedert wird. 

„Wir brauchen diesen Perspektivwechsel 
von der Fürsorge hin zur Teilhabe“, sagt 
SPD-Fraktionsvizin Carola Reimann. Die 
Eingliederungshilfe soll Menschen mit 
Behinderungen oder von Behinderung 
bedrohten Menschen helfen, sich in die 
Gesellschaft einzugliedern und die Be-
hinderung und deren Folgen zu beseiti-
gen oder zu mildern. 

Mehr vom Einkommen behalten
Ein selbstbestimmtes Leben fängt 

an mit eigenem Einkommen und Ver-
mögen: Bisher konnten erwerbstätige 
behinderte Menschen, die Eingliede-
rungshilfe beziehen, praktisch kein ei-
genes Vermögen aufbauen. Sämtliche 
Beträge über 2.600 Euro wurden auf 
die Sozialleistungen angerechnet. „Da-
mit kann niemand eine Wohnung ein-
richten oder ein Auto kaufen, Teilhabe 
ist damit nicht möglich“ sagt Carola 
Reimann. Künftig soll diese Vermö-
gensfreigrenze um 25.000 erhöht wer-
den, bis 2020 sogar auf rund 50.000 
Euro. Dazu werden auch die Einkom-
men und Vermögen von Ehe- und Le-
benspartnern vollständig freigestellt. 
Auch die Freibeträge für Erwerbsein-
kommen werden für Bezieherinnen 

und Bezieher der Eingliederungshilfe 
um bis zu 260 Euro monatlich erhöht. 

Zudem sollen Menschen mit Behin-
derung einen besseren Zugang zum 
Arbeitsmarkt bekommen. Sie können 
künftig wählen, ob sie in einer Werk-
statt für behinderte Menschen, bei ei-
nem anderen Leistungsanbieter oder 
auf dem ersten Arbeitsmarkt arbeiten 
wollen. Mit dem „Budget für Arbeit“ 
werden Arbeitgeber unterstützt, wenn 
sie Menschen mit wesentlicher Behin-
derung beschäftigen. Sie erhalten dann 
Lohnkostenzuschüsse von bis zu 75 Pro-
zent. 

Träger von Rehabilitationsmaßnah-
men wie die Bundesagentur für Arbeit 
oder die gesetzliche Rentenversiche-
rung sollen mit dem Gesetz verpflich-
tet werden, drohende Behinderungen 
frühzeitig zu erkennen und gezielte 
Prävention zu ermöglichen. Ziel ist, die 
Erwerbsfähigkeit zu erhalten. 

Bei der Beantragung von Leistungen 
soll das Prinzip „wie aus einer Hand“ 
etabliert werden. Das heißt, es wird 
nicht mehr nötig sein, sich mit ver-
schiedenen Behörden auseinanderset-
zen zu müssen. Eine trägerübergreifen-

de, unabhängige Teilhabeberatung soll 
dazu beitragen, dass Betroffene ihre 
Rechte besser wahrnehmen können. 
Außerdem sollen Beratungen vermehrt 
durch ebenfalls Betroffene erfolgen. 

Weitere Verbesserungen geplant
Auch die Schwerbehindertenvertre-

tungen will die Koalition stärken. Sie 
erhalten mehr Ansprüche auf Freistel-
lungen und Fortbildungen.

Die Beauftragte für die Belange von 
Menschen mit Behinderungen der 
SPD-Fraktion, Kerstin Tack, machte in 
der Debatte auch deutlich, dass die 
SPD-Fraktion in der parlamentarischen 
Beratung Verbesserungen erzielen 
wolle. Den Sozialdemokraten geht es 
dabei unter anderem um Fragen wie 
die des leistungsberechtigten Perso-
nenkreises, die Wahl des Wohnortes, 
den Zugang zu Pflegeleistungen und 
die Beteiligung der Schwerbehinder-
tenvertretungen durch den Arbeitge-
ber. Um rechtzeitig Erkenntnisse über 
die Wirkung des Teilhabegesetzes zu 
erlangen, ist es zudem wichtig, dass 
die Umsetzung von Anfang an wissen-
schaftlich begleitet wird. ■

Vorgestellt

Petra Ernstberger

Im Dialog: Schon im Juni hat die SPD-Fraktion auf einer Fachveranstaltung mit der 

Öffentlichkeit über den Gesetzentwurf diskutiert.
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Seit 2013 vertritt Dr. Matthias 
Bartke (57) als direkt gewählter 
Abgeordneter seinen Wahlkreis 
Hamburg-Altona im Bundestag. 
Im Januar 2016 hat ihn die SPD-
Bundestagsfraktion zu ihrem 
Justiziar gewählt. Als Justiziar 
berät er den Fraktionsvorsitzen-
den Thomas Oppermann sowie 
den gesamten Fraktionsvor-
stand und die Verwaltung der 
Fraktion in rechtlichen Angele-
genheiten. Darüber hinaus 
steht er den Fraktionsmitglie-
dern bei Rechtsfragen zur Seite, 
die mit ihrer politischen Funk-
tion und ihrem Mandat zusam-
menhängen. Zudem vertritt 
Bartke die Fraktion in den Aus-
schüssen Arbeit und Soziales 
sowie Recht und Verbraucher-
schutz. ■

Dr. Matthias Bartke

Bereits seit dem Jahr 2004 ist 
Petra Ernstberger (60) Parla-
mentarische Geschäftsführerin 
der SPD-Bundestagsfraktion. In 
diesem Amt ist sie unter ande-
rem verantwortlich für die Öf-
fentlichkeitsarbeit sowie die 
Ausschuss- und Gremienbeset-
zung der Fraktion. Als Abgeord-
nete geht es ihr seit 1994 vor 
allem darum, „für die Belange 
der Bürgerinnen und Bürger in 
meinem Wahlkreis ein offenes 
Ohr zu haben und nicht einfach 
Politik über die Köpfe hinweg zu 
machen.“ Die Hochfränkin legt 
ein besonderes Augenmerk auf 
die deutsch-tschechische Zu-
sammenarbeit und möchte als 
Vorsitzende der deutsch-tsche-
chischen Parlamentariergruppe 
dazu beitragen, auf beiden Sei-
ten der Grenze Vorurteile abzu-
bauen. ■


